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Presseerklärung

Fürther Grüne lehnen privatbewirtschaftete Schulgebäude ab

Durch „Public Private Partnership“ sog.  PPP-Konzepte erhofft sich die Stadtspitze Hilfe bei leeren Kassen. Nachdem aus der Fürther SPD Signale für die Erprobung einer PPP für das Gebäudemanagement der Farrnbachschule kommen und in der CSU noch Unklarheiten bestehen, gehen Bündnis 90/Die Grünen mit einer klaren Absage an diesen Versuch in die Öffentlichkeit.

Eine finanzielle Entlastung sehen die Grünen bestenfalls in den ersten Jahren. Vernachlässigt, bzw. schöngerechnet würden aber zukünftige Zahlungen und Risiken. In diesem Sinne hat auch das Fürther Rechtsamt Bedenken erhoben. Auch werde der Entscheidungsspielraum und das Selbstverwaltungsrecht der Kommunen durch solche  privatrechtlichen Vereinbarungen stark eingeschränkt.

Waltraud Galaske, Grüne Stadträtin lehnt die nun von der Stadtspitze geplante PPP für Schulgebäude ab. "Mit der Farrnbachschule soll ein erster Praxistest mit sehr großen Unsicherheiten gestartet werden. Ergebnisse gibt  es nicht schon nach 3 Jahren, sondern erst zum Ende der Vertragsdauer nach 25 oder 30 Jahren." 

Insgesamt sei zu befürchten, dass mit PPP-Modellen öffentliche Einrichtungen einer problematischen  privaten und gewinnorientierten Nutzung zugeführt werden. "Welches Interesse hätte ein Privatunternehmen in den PPP-Vertrag einzusteigen?" fragt sich die Grüne Kreissprecherin Lydia Bauer-Hechler, "doch nur wenn Gewinne in Sicht sind!" Sie befürchtet negative Auswirkungen auf den Schulbetrieb.

Die Übergabe an Private erfordere eine äußerst sorgfältige und lückenlose Ausschreibung der Leistung. Trotz größter Sorgfalt bei der Vertragsgestaltung dürften immer mal wieder Lücken auftreten, die sich meist zum Nachteil der Kommune auswirken, betonen die Grünen.

Verdienen am PPP werden auch Beraterfirmen und Juristen an den aufwändigen Vertragswerken, um für eventuelle gerichtliche Auseinandersetzungen gewappnet zu sein. Nicht umsonst, so Galaske, seien die Bereiche der Grundversorgung in der Bayerischen Verfassung den Kommunen übertragen worden.

Auch innerhalb der Verwaltung würden die PPP nach Ansicht der Grünen durchaus kritisch und negativ gesehen, vor allem im Hinblick auf die Arbeitsplätze. So seien private Anbieter keineswegs an der Übernahme von städtischem Personal interessiert, da dann die höhere tarifliche Bezahlung anfallen würde.

Ausdrücklich verweisen die Grünen auf das besonders hohe Risiko für die Kommune im Falle des Konkurses des privaten Anbieters während der Laufzeit des Vertrages. Bei diesem umgekehrten Risikotransfer gehe die gesamte Belastung auf die Kommune über, was letztlich die Gesamtkosten gegenüber einer kommunalen Trägerschaft deutlich erhöht.

Die PPP binden nach Ansicht der Grünen die Verwaltung über die Länge der Vertragsdauer an einen einmal festgelegten Vertragstext. Anpassungen an geänderte Rahmenbedingungen seien nicht mehr möglich. So werde der Handlungs- und Gestaltungsspielraum der Stadt unnötig verringert.

Nicht zu unterschätzen in seinen nachteiligen Auswirkungen sei auch das mit der Länge der Laufzeit abnehmende Interesse des privaten Anbieters an Investitionen. Rücke das Vertragende näher, so schmälern Investitionen die Gewinne. Es bestehe daher die Gefahr, dass die Kommune mit Vertragsende das entsprechende Objekt erst wieder selbst sanieren muss, der erhoffte finanzielle Vorteil würde sich also gar nicht einstellen.
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